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1. Änderungssatzung der Entschä-
digungssatzung 

 
1. Satzung zur Änderung der Entschädi-
gungssatzung der Stadtrats-, Ortschafts-
rats-, Ausschuss- und Fraktionsmitglieder 
der Stadt Wolmirstedt 
 

Präambel 
 
Aufgrund der §§ 8, 35 und 45 Abs. 2 Nr. 1 
des Kommunalverfassungsgesetzes des 
Landes Sachsen-Anhalt (KVG LSA) vom 
17.06.2014 (GVBl. LSA Nr. 12/2014 S. 
288-333), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 05.04.2019 (GVBl. LSA S. 66) und 
der Kommunal-Entschädigungsverord-
nung (KomEVO) vom 29.05.2019 (GVBl 
LSA S. 116), zuletzt geändert durch Ver-
ordnung vom 08.05.2020 (GVBl. LSA 
S. 239) sowie der Kommunalbesoldungs-
verordnung (KomBesVO) vom 07.03.2002 
(GVBl. LSA 2002 S. 108), zuletzt geändert 
durch Artikel 8 des Gesetzes vom 
17.06.2014 (GVBl. LSA S. 288, 340) hat 
der Stadtrat der Stadt Wolmirstedt am 
24.09.2020 folgende 1. Änderungssatzung 
beschlossen: 
 

§ 1 
Änderungen 

 
Die Entschädigungssatzung vom 
14.05.2020 wird wie folgt geändert: 
 
1.  § 2 Absatz 1 wird wie folgt neu ge-

fasst: 
 

Für die Teilnahme an: 
 
1. Sitzungen des Stadtrates, 
2. Sitzungen der Ausschüsse des 

Stadtrates, 
3. Sitzungen der ständigen Unter-

ausschüsse des Stadtrates, die 
aufgrund eines Gesetzes einzu-
richten sind und 

4. Sitzungen der Fraktionen  
 
erhalten die dem Stadtrat angehören-
den Mitglieder ein Sitzungsgeld ge-
mäß Absatz 4. 
 

 
 

2.  § 2 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 
Die Gesetzesangabe in Satz 1 wird 
von § 6 Absatz 6 Satz 2 auf § 6 Ab-
satz 5 Satz 2 geändert. Satz 2 wird 
ersatzlos gestrichen. 

 
3. § 2 Absatz 10 wird wie folgt neu ge-

fasst: 
 
Sachkundige Einwohner und beraten-
de Mitglieder, welche vom Stadtrat be-
rufen wurden und gemäß § 5 der 
Richtlinie über digitale Gremienarbeit 
der Stadt Wolmirstedt eine verbindli-
che Erklärung abgegeben haben, an 
der digitalen Ratsarbeit teilzunehmen, 
erhalten hierfür eine monatliche pau-
schale Entschädigung in Höhe von 
10,00 €. 
 

4. § 2, der bisherige Absatz 11 wird zu 
Absatz 14. 

 
5. § 2 Absatz 11 wird wie folgt neu ein-

gefügt: 
 

 Wer zu Sitzungen unentschuldigt ver-
spätet erscheint oder diese unent-
schuldigt vorzeitig verlässt, erhält für 
diese Sitzung kein Sitzungsgeld. Eine 
Teilnahme an der Sitzung von min-
destens 60 % der gesamten Sitzungs-
zeit ist ebenfalls Zahlungsvorausset-
zung. Das erscheinen und verlassen 
einer Sitzung wird von des Mitarbei-
tern des Büro des Stadtrates im 
Ratsinformationssystem erfasst und 
protokolliert. Die Entschuldigungen für 
das Fernbleiben sind dem jeweiligen 
Vorsitzenden oder der Bürgermeiste-
rin schriftlich oder elektronisch zu 
übermitteln. 
 

6.  § 2 Absatz 12 wird wie folgt neu ein-
gefügt: 

 
 Unentschuldigtes Fernbleiben liegt 

dann vor, wenn der Mandatsträger 
ohne wichtigen Grund seiner Pflicht 
zur Sitzungsteilnahme nicht nach-
kommt. Für die Bestimmung dessen, 
was als wichtiger Grund anzuerken-
nen ist, kann auf den § 31 Absatz 1 
KVG LSA i. V. m. § 13 Absatz 3 Nr. 1 
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bis 7 Kommunalwahlgesetz Sachsen-
Anhalt (KWG LSA) zurückgegriffen 
werden. 

 
7. § 2 Absatz 13 wird wie folg neu einge-

fügt: 
 
 Mehrfaches unentschuldigtes Fehlen 

bei Sitzungen fällt unter den Tatbe-
stand einer Pflichtverletzung im Rah-
men der Ausübung einer ehrenamtli-
chen Tätigkeit aus § 54 Satz 1 i. V. m. 
§§ 30 ff. KVG LSA. Nach § 31 Absatz 
2 KVG LSA handelt danach ord-
nungswidrig, wer ohne wichtigen 
Grund die Übernahme eines Ehren-
amtes oder einer sonstigen ehrenamt-
lichen Tätigkeit ablehnt oder ihre Aus-
übung verweigert (hierzu zählen z.B. 
eine generelle Weigerung oder mehr-
faches unentschuldigtes Fernblei-
ben).Die Ordnungswidrigkeit kann 
gemäß § 31 Absatz 2 KVG LSA mit 
einer Geldbuße geahndet werden. Ob 
eine Ordnungswidrigkeit vorliegt und 
geahndet wird, entscheidet bei Mit-
gliedern der Vertretung der Stadtrat. 

 
8. § 5, der bisherige Absatz 4 wird zu 

Absatz 3 
 
9. § 5 Absatz 4 wird wie folgt neu ge-

fasst: 
 
 Für Fahrten zu den in § 2 Absatz 1 Nr. 

1 bis 3 genannten Sitzungen, sowie 
zu Ortschaftsratssitzungen, sofern 
diese im Rathaus in Wolmirstedt statt-
finden, erhalten die Mitglieder des 
entsprechenden Gremiums zur Abgel-
tung der tatsächlich entstandenen und 
nachgewiesenen Fahrtkosten von der 
Hauptwohnung zum Sitzungsort und 
zurück eine Entschädigung gemäß § 5 
Absatz 1 des Bundesreisekostenge-
setzes (BRKG) bei Benutzung des ei-
genen Kraftfahrzeuges bzw. in Höhe 
der nachgewiesenen notwendigen 
Kosten des benutzten öffentlichen 
Verkehrsmittels. 

 
 
 
 
 

§ 2 
Inkrafttreten 

 
Die 1. Satzung zur Änderung der Ent-
schädigungssatzung der Stadtrats-, Ort-
schaftsrats-, Ausschuss- und Fraktions-
mitglieder der Stadt Wolmirstedt tritt am 
Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
Wolmirstedt, 25.09.2020 
 
 
    -Dienstsiegel- 
M. Cassuhn 
Bürgermeisterin 
 
 
 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
Die 1. Änderungssatzung der Entschädi-
gungssatzung der Stadt Wolmirstedt wur-
de im Amtsblatt der Stadt Wolmirstedt Nr. 
XX/2020 am XX.XX.2020 bekannt ge-
macht. 

 


